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1. Rechtsgrundlagen

Die Aufstellung des Bebauungsplans erfolgt auf der Rechtsgrundlage des Baugesetzbuches (BauGB),

nach der Baunutzungsverordnung in der Fassung von 1990 (BauNVO '90) und nach § 92 der Landesbau-

ordnung (LBO).

2. Erfordernis der Planaufstellung

Die Planung der Innerortsumgehung der Bundesstraße 431 - Beseitigung des Bahnübergangs - (“Sprung

über die Bahn”) erzeugt eine stark veränderte städtebauliche Situation in den nahen Bereichen östlich der

Bahn, nördlich und südlich der Österstraße.

Der bisher beschrankte Bahnübergang mit häufigen Schließungen erzeugt bisher eine zeitweise Trennung

der Stadt, die zukünftig mit einer fußläufigen und für den Fahrradverkehr geeigneten Bahnunterführung

aufgehoben sein wird. Die bisher mit Belastungen durch den rückstauenden Verkehr im bahnnahen Be-

reich gelegenen Gebiete erhalten somit zukünftig eine neue Qualität und engere Anbindung an den Innen-

stadtbereich, der planerisch Rechnung getragen werden soll.

Mit dem “Sprung über die Bahn” wird östlich der Bahn / nördlich der Österstraße ein Landschaftsbereich

durchschnitten, der auf seiner westlichen Seite (der dem Stadtbereich zugewandten Seite) eine dem be-

bauten Bereich zugehörige Fläche hinterläßt, die für gewerbliche Nutzung durch vorgegebene Rahmenbe-

dingungen und durch verschiedene Vorprägungen besonders geeignet ist. Mit vorliegender Bauleitplanung

sollen hier Chancen der zentrumsnahen und verbindenden Siedlungsbereiche zur Erweiterung des lokalen

Arbeitsplatzangebotes, zur Ansiedlung völlig neuer Gewerbebetriebe und damit zur Erweiterung des städti-

schen W irtschaftsraumes genutzt werden.

Es entsteht hierbei eine neue Siedlungsachse parallel zur Bahn, die durch die Bahnuntertunnelung sehr

enge Verbindung zum Innenstadtbereich und somit auch “Brückenfunktion” für die östlich anschließenden

Bereiche haben wird. Die Siedlungsachse ist gegliedert in drei zentrale Bereiche, die sich einander und zu

dem Umgebungsbereich ergänzen: die Bebauung südlich der Österstraße bildet als Bindeglied den städte-

baulichen Schwerpunkt zwischen Innenstadt, Ärztezentrum und östlicher Vorstadt einerseits und zwischen

Tiessen-Park und den nördlichen Entwicklungen anderseits. Die nördliche Gewerbefläche wird durch inne-

re Angebote einen Schwerpunkt in sich bilden und stellt gleichzeitig mit der Innerortsumgehung einen städ-

tebaulichen Abschluss dar. Die Bebauung beidseitig der verkehrsberuhigten Zone zwischen Österstraße

und der Gewerbefläche ist Bindeglied zwischen den beiden Achsen-Schwerpunkten und soll im Mischge-

biet selbst Möglichkeit zur eigenen Schwerpunkt-Bildung erhalten.

Die Flächen nördlich und südlich der Österstraße sind bisher nicht durch Satzung überplant, in ihnen ist

angepaßte Bebauung zulässig. Sie erfordern in ihrer neuen W ertigkeit durch die veränderte Raumprägung

eine Regelung durch den Bebauungsplan.

3. Umweltbericht

Bei Bebauungsplänen für Vorhaben, für die nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung eine

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) durchzuführen ist, hat die Gemeinde bereits für das Aufstellungs-

verfahren in die Begründung einen Umweltbericht aufzunehmen.

Die hier anzuwendenden Schwellenwerte für eine möglicherweise erforderliche Vorprüfung für den Ein-

zelfall gem. UVPG betragen:

20.000 m² bis weniger als 100.000 m² zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 der Baunutzungs-

verordnung oder einer entsprechenden Größe der Grundfläche eines städtebaulichen Projektes im bisher-

igen Außenbereich (18.7.2 der Anlage 1 UVPG).
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bisheriger Innenbereich

Der vorliegende Bebauungsplan enthält folgende maßgebliche Kennwerte:

Bereich m² relevante Fläche

Verfahrensgebiet 88.230

festgesetztes Mischgebiet Grundfläche (§ 19 (2) BauNVO) 15.721

festgesetztes Gewerbegebiet Grundfläche (§ 19 (2) BauNVO) 11.571

festgesetzte Bauflächen 27.292

davon bisheriger Innenbereich 19.400

= festgesetzte Bauflächen im bisherigen Außenbereich 7.892 7.892

Die Vorhaben des Bebauungsplans liegen som it deutlich unter dem maßgebenden Schwellenwert von

20.000 m². Eine Kumulation von entsprechenden Vorhaben liegt hier nicht vor.

Einzelvorhaben, die eine UVP-Pflicht nach Art des Vorhabens begründen würden, sind in der Planung nicht

enthalten.

Ein Umweltbericht ist somit nicht erforderlich. Hinsichtlich der dennoch zu erwartenden Eingriffe in Natur

und Landschaft wird auf den in der Anlage befindlichen Grünordnungsplan verwiesen.

4. Vorbereitende Bauleitplanung

Die Stadt Meldorf hat am 19.10.2000 über ihren neu aufgestellten Flächennutzungsplan beschlossen. Mit

Erlaß des Innenministers vom 15.06.2001 wurde der Flächennutzungsplan genehmigt, jedoch im Bereich

des Bebauungsplan 56a mit Hinweisen versehen: der als Parkanlage dargestellte “Tiessen-Park” sollte als

W ald dargestellt werden.
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Auszug aus dem Flächennutzungsplan

Der Plan weist nördlich entlang der Öster-

straße und im südlichen Bereich beidseitig

zur neuen Innerortsumgehung Mischgebiets-

flächen aus. Die restlichen Bereiche zwi-

schen Eisenbahn, Österstraße und Innerorts-

umgehung sind als Gewerbeflächen darge-

stellt.

Südlich der Österstraße weist der F-Plan

Grünflächen und W ald aus.

Im Gegensatz zum Bebauungsplan sind die

Ausweisungen im Flächennutzungsplan nicht

parzellenscharf. Insofern sind die Planunter-

schiede nördlich der Österstraße unerheblich.

Der Bebauungsplan weicht jedoch südlich

der Österstraße vom Flächennutzungsplan

ab, das hat folgende Gründe: Die südlich der

Österstraße, gleich östlich der Bahn und am

östlichen Verfahrensrand gelegenen Grund-

stücke sind bebaut. 

Es ist planerischer W ille der Stadt Meldorf,

diesen zentrumsnahen Bereich weiterhin

baulich zu nutzen und den Flächennutzungs-

plan entsprechend zu ändern. W egen der

bereits vorhandenen Bebauung ist die Ge-

nehmigung für diese Änderung zu erwarten.

5. Einfügung in sonstige Planungen

Nach § 1 Abs. 4 (Landesraumordnungsgesetz) haben die Gemeinden ihre Bauleitpläne an die Ziele der

Raumordnung anzupassen. Die Ziele ergeben sich aus dem 

- Raumordnungsplan für das Land Schleswig-Holstein (Landesraumordnungsplan) und dem 

- Regionalplan für den Planungsraum, in dem die Gemeinde liegt.

Der Landesraumordnungsplan benennt die landesweiten Entwicklungsziele und Ihre Verflechtungen un-

tereinander. Der Raumordnungsplan konkretisiert die Ziele des Landesraumordnungsplanes in den ein-

zelnen Regionen.

Der Regionalplan IV (Kreise Dithmarschen und Steinburg) von 1983 befindet sich gegenwärtig im Verfah-

ren zur Fortschreibung. Die Übereinstimmung mit den übergeordneten Planungen wurde bereits in dem

Genehmigungsverfahren des Flächennutzungsplanes überprüft und anerkannt.

6. Verfahrenshinweis zu externen Ausgleichsflächen

Der vorliegende Bebauungsplan hat im Herbst 2003 das vorgeschriebene Verfahren zur Beteiligung der

Öffentlichkeit durchlaufen. Über die vorgetragenen Anregungen und Bedenken hat die Stadt Meldorf zu-

letzt am 11. Dezember 2003 abgewogen, der Bauausschuß hat die Satzung dem Rat zur Beschlußfas-

sung empfohlen.

Die als Planzeichnung 2 im Teil A der Satzung dargestellte Ausgleichsfläche “A4" war jedoch nicht zu er-

werben. Die vorgesehenen Maßnahmen zum Ausgleich konnten somit nicht gesichert werden. Aus die-

sem Grunde wurde beschlossen, nunmehr die als gleichwertig zu bezeichnende Ausgleichsfläche “A4A”

in die Planzeichnung 2 aufzunehmen.

Diese Veränderung der Satzung, durch die die Grundzüge des Plans nicht berührt wurden, erfordert eine

erneute Öffentlichkeitsbeteiligung, die als vereinfachtes Verfahren nach § 13 BauGB durchgeführt werden

soll.
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Neben der erwähnten Änderung im Teil “A” sind abschließend im Teil “B” der Satzung die Nr. 20.4 ent-

sprechend angepaßt worden.

In der Begründung wurden ausschließlich die Kapitel 10.3, 10.5, 16 und 17 mit gleichem Hintergrund ver-

ändert und dieses Kapitel 6 eingefügt. 

7. Städtebauliche Maßnahmen

Der Bebauungsplan besteht aus der Planzeichnung 1 (vorwiegend Vorhabengebiet), der Planzeichnung 2

(zugeordnete Ausgleichsfläche) mit den zugehörigen Straßenquerschnitten und der Zeichenerklärung,

sowie den textlichen Festsetzungen (Teil “B”). Der Bebauungsplan regelt abschließend den planerischen

W illen der Stadt Meldorf für dieses Gebiet. Erläuterungen über die Entscheidung der Planinhalte und de-

ren Gründe, ergänzende Hinweise und allgemeine Rahmenbedingungen sind in dieser Begründung dar-

gestellt.

7.1 Leitbild

Ziel dieses Bebauungsplans ist es, die räumliche Trennung von Vor- und Innenstadt aufzuheben.

Mit der neuen Bahnunterführung entsteht eine Anbindung an die Innenstadt im Sinne einer Raum-

folge mit einer räumlichen und wirtschaftlichen Verdichtung bis in den Geltungsbereich dieses Be-

bauungsplans hinein. 

Mit der Innenstadterweiterung verliert die  Nord-Süd-Achse (Bahnlinie) an Bedeutung. Zugleich ist

die  Querung dieser Nord-Süd-Achse durch die entstehende Raumfolge entlang der Bahnunterfüh-

rung und der Österstraße  von hoher W ichtigkeit, um die Erweiterung der Innenstadtbereiche bis in

den Geltungsbereich dieses Bebauungsplans hinein zu gewährleisten.

Mit diesen zusammenhängenden Flächen des Bebauungsplans in direkter Anbindung an den In-

nenstadtbereich entsteht ein Nutzungsspektrum, das den Ansprüchen von innenstadtgemäßen

W ohn- und Gewerbeflächen gerecht werden soll. Es soll Raum für neue, junge Dienstleistungsbe-

triebe auch in Verbindung mit W ohnen und speziell betreutem W ohnen am Ärztezentrum geschaf-

fen werden.

Die Achse zwischen “Piazza” und “Tiessen-Park” bildet einen städtebaulichen Schwerpunkt, in dem

Belebung und Nutzungsintensivierung auch durch bauliche Verdichtung gewünscht ist.

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan Nr. 56a „Innovationsschiene Nord“ soll für die beabsichtigten

Nutzungen ein verbindliches Planungsrecht geschaffen werden.

7.2 Die Art der Nutzungen

Der Bebauungsplan enthält Bauflächen als Gewerbe- und Mischgebietsflächen, Verkehrsflächen

zur Inneren Erschließung und Verkehrsflächen, deren Inhalte durch das Straßenbauamt festgesetzt

werden, private Grünflächen, W ald und Flächen für den naturschützerischen Ausgleich.

7.2.1 Mischgebiete

Alle Mischgebietsflächen sind bereits bebauter Bestand. Es handelt sich bei Baublöcken 3

bis 5 um typische kleinstädtische Strukturen aus mit W ohnen durchmischtem Gewerbe. Im

Baublock 1 befinden sich aufgelassene Reste eines bäuerlichen Gehöfts. Baublock 2 ist

durch dörfliches W ohnen geprägt.

Die bisher durch örtliche Randlage charakterisierten Bereiche sollen Möglichkeit zur bauli-

chen Verdichtung erhalten, um funktional und baulich nach Beseitigung des Bahnüberganges

stärker dem Innenstadtmilieu anzugehören. Maßgebend hierfür sind die in Meldorf typischen

kleinen Gassen mit Einzelhandelsgeschäften, Kleingewerbe und W ohnen. Zusätzlich ge-

wünscht ist eine Nutzung, die die nahen Ressourcen (Innenstadtnähe, Bahnhof, Tiessen-

Park, zusätzliches Arbeitsplatzangebot) als vorgegebene Umfeld-Chance verwendet (z.B.

betreutes W ohnen im Baublock 1 / Nutzung des Tiessen-Parks für Bewegung im Freien, Nut-
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zung des Verkehrangebotes am Bahnhof, Nutzung der nahen Einkaufsmöglichkeiten und

medizinischen Versorgungsbereiche; Kombination von Gewerbe und W ohnen in den Baublö-

cken 4a und 4b / Nutzung der fußläufigen Erreichbarkeit).

Von den nach Baunutzungsverordnung § 6 allgemein zulässigen Nutzungsmöglichkeiten

wurden in der Satzungen Einschränkungen festgelegt (Punkt 1.1 im Text Teil “B”):

- Einzelhandelsbetriebe (“B”/1.1.1) für Waren des täglichen Bedarfs sind auf eine

Geschoßflächengröße von max. 300 m² beschränkt. Hierdurch soll einer erheblichen

Konkurrenz durch Groß-Einzelhandelsmärkte zur urbanen Innenstadt vorgebeugt wer-

den. Die Innenstadt ist mit verbrauchernahem Angebot durch W aren des täglichen

Bedarfs ausreichend versorgt. Insbesondere für die nichtmotorisierte Bevölkerung soll

dieser Zustand gewahrt bleiben. Gewünscht ist zusätzliche Versorgung für den im

Baugebiet zusätzlich entstehenden Bedarf.

- Tankstellen (“B”/1.1.2) sind nicht zulässig, weil sie nicht zu dem Ensemble der klein-

städtischen Innenstadt-Erweiterung passen, die überwiegend durch Fußgänger- und

Fahrradverkehr geprägt ist. Der mit Tankstellen zusätzlich erzeugte Verkehr ist uner-

wünscht.

- Spielhallen (“B”/1.1.3) sind nicht zulässig, weil sie dem gewünschten Milieucharakter

widersprechen. In Meldorf sind Spielhallen in anderen Bereichen vorhanden.

7.1.2 Gewerbegebiete

Die Gewerbegebietsflächen nördlich der Mischgebietsfläche sind eingegrenzt durch die Tras-

se der Bahn, dem Damm des zu errichtendem Straßenbauwerks, der Erschließungsstraße

und der Planstraße “A”.

Die Fläche ist bisheriger Außenbereich, auch wenn sie teilweise gewerblich genutzt wurde.

Sie liegt in der Marsch der Südermiele, wurde teilweise landwirtschaftlich genutzt und enthält

eine Brache.

Ziel der Flächenüberplanung für Gewerbe ist der dringende Bedarf an neuen Arbeitsplätzen,

an räumlich zusammenhängenden Bereichen für innovatives / neues Gewerbe einschließlich

der zugehörigen Infrastruktur und die Möglichkeit zur Nutzung des guten lokalen Klimas, der

Freizeit- und Fremdenverkehrsmöglichkeiten für den Bereich W ellness.

Von den nach Baunutzungsverordnung § 8 allgemein zulässigen Nutzungsmöglichkeiten

wurden in der Satzungen Einschränkungen festgelegt (Punkt 1.2 im Text Teil “B”):

- Einzelhandelsbetriebe (“B”/1.2.1) für Waren des täglichen Bedarfs sind auf eine

Geschoßflächengröße von max. 300 m² beschränkt. Hierdurch soll einer erheblichen

Konkurrenz durch Groß-Einzelhandelsmärkte zur urbanen Innenstadt vorgebeugt wer-

den. Die Innenstadt ist mit verbrauchernahem Angebot durch W aren des täglichen

Bedarfs ausreichend versorgt. Insbesondere für die nichtmotorisierte Bevölkerung soll

dieser Zustand gewahrt bleiben. Gewünscht ist zusätzliche Versorgung für den im

Baugebiet zusätzlich entstehenden Bedarf.

- Tankstellen (“B”/1.2.2) sind nicht zulässig, weil sie nicht zu dem Ensemble der ange-

strebten Gewerbenutzung passen. Der mit Tankstellen zusätzlich erzeugte Verkehr,

der in diesem Fall die Erschließungsstraße als Zu- und Abfahrt nutzen müßte, ist un-

erwünscht.

- Spielhallen (“B”/1.2.4) sind nicht zulässig, weil sie dem gewünschten Gewer-

begebietscharakter erheblich widersprechen. In Meldorf sind Spielhallen in anderen

Bereichen vorhanden.

Die W ohnnutzung innerhalb der Gewerbegebietsflächen ist nur ausnahmsweise mit betrieblicher

Bindung zulässig.

Im  Baugenehmigungsverfahren können zusätzliche Anforderungen und Auflagen zum Schallschutz
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erforderlich werden, wenn im angrenzenden MI-Gebiet mit Schallimmissionen > 60 dB(A) (tags)

und > 45 dB(A) nachts gerechnet werden kann.

7.3 Das Maß der Nutzung

Das zulässige Bauvolumen wurde in allen Baublöcken mit einer Grundflächenzahl (GRZ) und der

zulässigen maximalen Firsthöhe definiert. Die Grundflächenzahl gibt an, wieviel m² Grundfläche je

m² Baugrundstück bebaut werden darf. Die Firsthöhe definiert die maximale vertikale Ausdehnung

der Gebäude über der festgesetzten Sockelhöhe (= OK Fertigfußboden). Hierbei ist es unerheblich,

ob die Gebäudeoberkante aus geneigten oder flachen Dächern bestehen. Zusätzlich wurde in allen

Baublöcken, außer in Baublock 7c, die maximale Anzahl der zulässigen Vollgeschosse festgesetzt.

Hiermit wird eine zusätzliche Höhenbegrenzung bei der W ahl zum Bau von Flachdächern eingefügt.

Eine hohe bauliche Verdichtung ist erwünscht, um den erweiterten Innenstadt-Charakter im Ensem-

ble zu unterstreichen. 

Zusätzliche Verdichtungen (GRZ 0,8) um die verkehrsberuhigte Planstraße “B”, Baublöcke 4a und

4b, sollen hier die Möglichkeit einer gewissen Kernfunktion unterstreichen. Die normalerweise gem.

§ 17 Abs. 1 (BauNVO) zulässige Obergrenze der Verdichtung (GRZ 0,6) wird hier überschritten, um

der Belebung und Nutzungsintensivierung in der städtebaulichen Verbundachse zwischen “Piazza”

und Tiessen-Park entsprechende Impulse zu verleihen. Diese Baudichte entspricht vielen typischen

Innenstadtbereichen in Meldorf, hier wird jedoch mit einer maximal zulässigen 3-Geschossigkeit

dem modernen W ohnbedarf bei beabsichtigt kleinen Grundstücken Rechnung getragen. Planeri-

scher Grundgedanke ist hier die Entwicklung von Stadthäusern mit kleinen Grundstücks-Parzellie-

rungen, die sich gut in das Meldorfer Stadtbild einfügen können.

Eine ebenfalls erhöhte Dichte (GRZ 0,7) mit einer maximal zulässigen 3-Geschossigkeit im Bau-

block 1 entspricht der Komplexität des angrenzenden “Ärztezentrum” (ehemals Krankenhaus) und

unterstreich den südlich der Österstraße beabsichtigten Gegenpol zum nördlichen Zentrum. Dieser

Bereich bildet mit Ärztezentrum und der angestrebten baulichen Verdichtung der gegenüberliegen-

den Straßenseite eine symbolische Torfunktion im Eingang zur Stadt und im Vorfeld zum Eisen-

bahntunnel. Auch hier wird die Obergrenze der baulichen Verdichtung gem. BauNVO leicht über-

schritten, um in der städtebaulichen Verbundachse “Piazza”/”Tiessen-Park” hier die Impulse für

einen intensivierten Achsen-Schwerpunkt zu bieten.

Der Baublock 2 erhält eine Bebauungsdichte (GRZ 0,5), die der Planung der gegenüber liegenden

Straßenseite entspricht, jedoch mit einer maximal zulässigen 3-Geschossigkeit. Diese bauliche Hö-

henentwicklung entspricht der in Baublock 1 und bleibt als solitärer Baukörper hinter der Höhen-

entwicklung der Baukörper der gegenüber der Bahn liegenden Gebäude zurück. Dieser Baublock

bildet den visuellen  und städtebaulichen Zusammenhang mit dem durch die Bahn abgetrennten

Stadtzentrum.

In den weiteren Mischgebietsflächen der Baublöcke 3 und 5 (GRZ 0,5 / max. 2 Vollgeschosse) soll

der bestehende Charakter nicht grundsätzlich verändert werden. Die gegenüber dem Bestand hö-

here Grundflächenzahl ermöglicht die Grundstücksteilungen und die erwünschte rückwärtige Be-

bauung an den nördlichen und östlichen Grundstücksgrenzen. Die in der Planzeichnung im Bau-

block 5 dargestellten Absetzmaße der Baugrenze zu den neuen Verkehrsflächen der B 431gelten

zu den festgestellten Grenzen nach Fertigstellung der Verkehrsbaumaßnahme.

Die hohe bauliche Verdichtung in den Gewerbeflächen der Baublöcke 6, 7a, 7b und 7c (GRZ 0,8)

soll eine raumbildende Bebauung ermöglichen, die homogene städtebaulich Abschlüsse zu der

neuen Innerortsumgehung und zur Bahn bildet und damit den Raum zur gemeinschaftlichen Er-

schließung in der Piazza schafft. Die maximal zulässigen Vertikalausdehnungen sind hier gestaffelt.

Die in der Planzeichnung im Baublock 6 dargestellten Absetzmaße der Baulinie zu den neuen Ver-

kehrsflächen der B 431gelten zu den festgestellten Grenzen nach Fertigstellung der Verkehrsbau-

maßnahme.

7.4 Die Bauweise

Im Baublock 1 wurde an der Grenze zur Österstraße eine Baulinie festgesetzt. Sie entspricht der

Lage der bisherigen Stützmauer, die den Höhenunterschied zwischen der tiefer gelegenen Öster-
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straße und dem höher gelegenen Niveau des Parks überwindet. Die Baulinie ist lediglich für das

Sockelgeschoß festgesetzt und bietet die Möglichkeit, im Untergeschoß Stellplätze für den dort er-

forderlichen ruhenden Verkehr unterzubringen. Die Baugrenze für darüber liegende Geschosse ist

um 5 m zurück gesetzt. Dieser Rücksprung gibt Möglichkeiten für die interne Erschließung und

Raum für die Entwicklung der in der Österstraße zu pflanzenden Bäume.

Die westliche und nördliche Baulinie im Baublock 2 soll eine akzentuierende Baukörperkante bil-

den und das zu errichtende Gebäude aus dem W aldrand stellen. Rücksprünge um bis zu 2 m Tiefe

können zulässig sein, wenn sie 40 % der Baukörperlänge an der Baulinie nicht überschreiten, den

Baukörper-Schwerpunkt an den Außenseiten belassen und die visuelle Raumkörper-Eckausbildung

bewahrt bleibt.

Die Höhenfestsetzungen in den Baublöcken 1 und 2 orientieren sich an dem dort vorhandenen

Gelände. In dem Baublock 2 liegt es annähernd eben und ist unschwer örtlich zu ermitteln. Im Bau-

block 1 sind aus der bisherigen (landwirtschaftlichen) Erschließung unterschiedliche Geländehöhen

vorhanden. Hier gilt als maßgebliche mittlere Geländehöhe die mittlere Höhe des angrenzenden

W aldbestandes bzw. die Geländehöhen des verbleibenden Baumbestandes.

In den Baublöcken 3 und 5 wurde auf eine Festsetzung der Bauweise verzichtet. Hier ist dann die

nach LBO zulässige Bebauung möglich. Diese Regelung respektiert den baulichen Bestand, der so

in gleicher W eise ergänzt oder erneuert werden kann.

Die Baulinien entlang dem Straßenraum der Planstraße “B” in den Baublöcken 4a und 4b sollen

deutlich zur Bildung des Straßenraums führen. Rücksprünge um bis zu 2 m Tiefe können zulässig

sein, wenn sie 30 % der Baukörperlänge an der Baulinie nicht überschreiten und die beabsichtigte

parallele Führung des Straßenraums nicht beeinträchtigt wird. Die Abweichungen von dem Zwang,

grundsätzlich an der Baulinie zu bauen, dienen einer begrenzten architektonischen Gestaltungs-

freiheit, einer Individualisierung und Untergliederung der zu errichtenden Gebäude.

Mit der festgesetzten abweichenden Bauweise wird ebenfalls die Straßen-Raumbildung begüns-

tigt, sie setzt in der Erdgeschoßebene geschlossene Bauweise fest, die je Straßenseite bis zu 3

Unterbrechungen erfahren kann. Mit der Reduzierung der geschlossenen Bauweise auf die Erd-

geschoßebene wird eine kleinteiligere Architektur in den Obergeschossen und eine verbesserte

Nutzung des Sonnenlichts ermöglicht. Die Unterbrechungen in der geschlossenen Bauweise soll

eine Untergliederung in Baugruppen ermöglichen.

In Baublock 6 wurde eine äußere Baukante zur neuen Innerortsumgehungsstraße als Baulinie

festgesetzt. Sie folgt in etwa der Führung der Straße und soll zwingend eine Raumkante bilden.

Das zu errichtende Gebäude soll zugunsten eines größeren inneren Freiraums (Piazza) am Außen-

rand liegen, wenn es

nicht das verfügbare Bau-

grundstück überdeckt.

W eil der Baukörper in

geschlossener Bauweise

im Baublock 6 ein erhebli-

ches Volumen erreichen

kann, ist er gestalterisch

zu gliedern. Hierzu wur-

den Festsetzungen ge-

troffen, die Absätze im

D achkörper zw ingend

durchsetzen. Die hier bei-

spielhafte Darstellung zeigt die W ahl von Flachdächern. Bei geneigten Dächern wäre ähnlich zu

gliedern. Die festgesetzte “abweichende Bauweise” schreibt an der Baulinie geschlossene Bauwei-

se vor. Ohne besondere Festlegung der von der Baulinie ausgehenden Gebäudetiefe, kann der

Baukörper auf der Seite der Piazza in offener Bauweise gegliedert sein. Die in der Abbildung oben

dargestellten Riegel im Dachkörper könnten beispielsweise bis zur Erdgeschoßebene durchgeführt

werden.

Der Baublock 7a ist als “abweichende Bauweise” festgesetzt. Die maximal zulässige 3-Geschos-

sigkeit ist in geschlossener Bauweise nur innerhalb der durch Umrandung geschlossenen Baugren-

zen zulässig. Der Baukörper soll für den inneren Freiraumbereich (Piazza) Schallschutzfunktion
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übernehmen. Mit einer Unterbrechung der 3-Geschossigkeit soll ein Mindestmaß an Baukörperglie-

derung gesichert werden.

7.5 Besonderer Nutzungszweck von Flächen

Im Baublock 7a soll zentral der Bedarf an Stell- und Parkplätzen untergebracht werden. Aus diesem

Grunde ist dort mindestens eine Ebene für den ruhenden Verkehr vorzusehen.

Primärer Zwecks des Vorhabens ist die Entwicklung von Gewerbeflächen und zentrumsnahen

Mischgebietsflächen. Obwohl im Mischgebiet auch das W ohnen zulässig ist, wird aufgrund vorge-

gebener Bestandsstrukturen und hinzunehmender Verkehrs-Lärmbelastungen nicht mit nennens-

werter Zahl von W ohnungen für Familien gerechnet. Bei dennoch zu errichtenden Mehrfamilienhäu-

sern ist gemäß Landesbauordnung ein Kinderspielplatz auf dem Grundstück zu errichten. Öffentli-

che Kinderspielplätze sind daher nicht vorgesehen. Relativ gefahrlos ist ein vorhandener Kinder-

spielplatz in der Stettiner Straße erreichbar.

8. Verkehrs-Erschließung

Das inzwischen planfestgestellte Straßenbau-Vorhaben “Sprung über die Bahn” war Auslöser dieser Bau-

leitplanung. Verschiedene Verzahnungen des Straßenbau-Vorhabens mit der Satzung dieses Bebauungs-

plans haben zu Reaktionen in der Straßenplanung geführt, die noch nach der Planfeststellung zu bewälti-

gen waren. Sie werden planerisch und baulich vom Straßenbauamt Itzehoe durchgeführt, erhalten aber

ihre Rechtswirksamkeit mit diesem Bebauungsplan, indem die Veränderungen der Straßenplanung räum-

lich der Satzung des Bebauungsplans zugeordnet werden, sachlich inhaltlich aber weiterhin Bestandteil

der hoheitlichen Planung des Bundes bleiben. Es handelt sich hierbei um zusätzliche Geh- und Radwege

und um Abbiegespuren in den Fahrbahnen.

8.1 Anbindungen

Die Mischgebiete südlich der Österstraße und ca. 35 % der Mischgebiete nördlich der Österstraße

sind angebunden an den zukünftig als Sackgasse mit Kehre ausgebildeten Rest der Österstraße.

Aufgrund der vorgesehenen Untertunnelung und der dafür erforderlichen Seitenwände wird eine

verkehrliche Anbindung des Baublock 2 direkt in dem W endebereich der Österstraße erforderlich.

Hierfür wurde ein Einfahrt-Bereich festgesetzt. Zur Ermöglichung einer Garage oder Vorfahrt für

den Baublock 1 wurde im westlichen W endebereich ebenfalls ein Einfahrt-Bereich für Baublock 1

festgesetzt. Die Funktion der Österstraße als Durchgangsstraße wird im Zusammenhang mit dem

Straßenbauvorhaben “Sprung über die Bahn” aufgehoben. Das bisherige Profil bleibt erhalten und

der ehemalige Bahnübergang wird durch eine für Fußgänger und Radfahrer nutzbare Untertunne-

lung der Bahn ersetzt. Das Tunnelbauwerk erfordert für den westlichsten Bereich des Baublock 5

eine Anbindung an die Planstraße “A”.

Ca. 10 % der Mischgebietsfläche nördlich der Österstraße ist direkt an die neue Innerorts-Umge-

hungsstraße angebunden (Zufahrt zur vorhandenen Gärtnerei) und 55 % dieser Fläche erhält An-

schluß an die neue Erschließungsstraße (“Industriestraße” im Terminus des Straßenbauamtes) und

die Planstraße “A”.

Zwischen den Baublöcken 4a und 4b wird die Planstraße “B” als verkehrsberuhigte Zone geführt.

Sie dient zur Anbindung an das Ver- und Entsorgungsnetz und zur vorwiegend fußläufigen Erschlie-

ßung.

Der Baublock 6 erhält Anschluß an die Kehre der Erschließungsstraße und an die verkehrsberuhig-

te “Piazza”. Aus der Piazza soll ständiger Fahr-Verkehr zugunsten eines offenen Fußgänger-

bereichs weitgehend heraus gehalten werden. Gute verkehrliche Anbindung für Anlieferverkehr und

Güterabfuhr besteht im direkter Anbindung der “Piazza” zur Straßenkehre. Es wird dringend emp-

fohlen, die W arenverteilung aus dem südöstlichen Bereichs des Baublock intern zu organisieren.

Die Piazza ist jedoch auch Fahrfläche und kann zusätzliche Verkehrs-Verteilung übernehmen

Auch die Baublöcke 7a bis 7c sind an die “Piazza” angebunden. Sie haben aber gleichzeitig jeweils

auch Anschluß an die Planstraße “A”, Fahrverkehr sollte weitgehend von hier geführt werden.
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Der Baublock 7a ist auf mindestens 1 Ebene für den ruhenden Verkehr vorgesehen, deren Zufahrt

über die Planstraße “A” geführt wird. Im südlichen Bereich des Baublock 7a werden zentral für den

Gesamtbereich mindestens 34 öffentlich zugängliche Parkplätze gesichert.

8.2 Nachrichtliche Darstellung der Belange überörtlicher Verkehrsträger

Der innerhalb des Verfahrensgebietes liegende Teil der Österstraße ist noch bis zu seiner Abstu-

fung nach Fertigstellung des “Sprung über die Bahn” Bundesstraße. Bis dahin hat die Herstellung

und Ausgestaltung einmündender Straßenläufe (Planstraßen “B” und “C”) im Einvernehmen mit

dem Straßenbauamt Itzehoe zu erfolgen. Planungen zur Ausführung sind mindestens 3 Monate vor

Baubeginn dem Straßenbauamt zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen, ebenso ist eine Bau-

durchführungsvereinbarung mit dem StrBA. Itzehoe abzuschließen. Das Gleiche gilt auch für Ver-

änderungen durch Anschlüsse von Versorgungsleitungen im Bereich der Österstraße, die nur nach

vorheriger Abstimmung mit der Außenstelle Heide durchgeführt werden dürfen. Für die Verlegung

bzw. die Anschlüsse von Ver- und Entsorgungsleitungen an die Leitungen im Straßenkörper der B

431 bzw. der Kreuzung von Versorgungsleitungen im Zuge der Bundesstraße (auch im Zuge der zu

verlegenden B 431) sind m it der Außenstelle Heide entsprechende Nutzungsverträge abzuschlie-

ßen.

Gemäß § 9 Abs 1 Bundesfernstraßengesetz dürfen außerhalb der zur Erschließung der anliegen-

den Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrt Hochbauten jeder Art, sowie Aufschüttungen

und Abgrabungen größeren Umfangs in einer Entfernung von bis zu 20 m  von der Bundesstraße

431, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, nicht errichtet bzw. vorgenommen

werden. Anlagen der Außenwerbung stehen den Hochbauten gleich und bedürfen der gesonderten

Genehmigung durch die Außenstelle Heide des zuständigen Straßenbauamt Itzehoe.

Außer den im Plan dargestellten Anbindungen dürfen keine weiteren Einmündungen, Zufahrten und

Zugänge zur neuen Innerortsumgehung hergestellt werden.

In der Einmündung der “Industriestraße” zur Umgehungsstraße ist ein “verkehrstechnisches Sicht-

feld” eingetragen. Innerhalb dieses Sichtdreiecks mit einer Schenkellänge von 70 m innerhalb der

Fahrspurachsen der Umgehungsstraße sind sichtbehindernde Einbauten oder Pflanzungen höher

als 70 cm über Straßenniveau unzulässig.

Das Plangebiet wird tangiert von der Eisenbahnstrecke Elmshorn - W esterland. Die Strecke wird

befahren von ca. 4:00 Uhr bis ca. 0:00 Uhr mit stündlich haltenden Regionalbahnen in beiden Rich-

tungen mit nächsten Stops in St. Michaelisdonn (süd) und Heide (nord). Zusätzlich wird die Strecke

stündlich durchgehend befahren mit RegionalExpressZügen in beiden Richtungen zwischen 6:00

Uhr und 21:00, zweistündlich in beiden Richtungen m it durchgehenden IntercityZügen zwischen

10:00 und 17:00 Uhr. Zusätzlich fahren Güterzüge in beiden Richtungen. Die Zugfahrten werden

alle mit Diesel betrieben und erzeugen Emissionen bestehend aus Lärm, Abgasen und Erschütte-

rungen. Die Lärmimmissionen werden in einem gesonderten Kapitel behandelt.

Bepflanzungen am Rande des Bahnkörpers sind so zu pflegen, daß das Regellichtraumprofil nicht

eingeschränkt wird.

8.3 Dimensionierung planenthaltener Verkehrsflächen

Die Kehre am Ende der Erschließungsstraße (“Industriestraße”) wird als W endeanlagentyp 7 der

EAE 85/95 ausgebaut und ist damit für alle gängigen Fahrzeuge des Straßenverkehrs ausreichend

dimensioniert. Dieser große Querschnitt wurde zur Versorgung und Verteilung des Gewerbegebiets

gewählt und um möglichen Irrverkehr schnell wieder aus dem Gebiet zu führen.

Die Planstraße “A” erhält eine 4,75 m breite Fahrfläche und eine abgesetzte Gehfläche mit 2,50 m

Breite. Die Planstraße ist mit einer Gehweg-Überfahrt an die Kehre angebunden, um den Anlieger-

Straßencharakter zu unterstützen. Die Straße erhält an ihrem Ende eine zusätzliche “kleine” Kehre

(r = 10 m + 1 m Freihaltezone) um einen kleinen Gewerbeverkehr, die Anforderungen der Feuer-

wehr und die Nutzung für ein 3-achsiges Müllfahrzeug zu ermöglichen.  Es wurde bewußt ein sehr

enger Fahrflächen-Querschnitt gewählt, um Fahrgeschwindigkeiten zu reduzieren und das Parken

im Fahrraum zu unterbinden. Die gewählte Breite ist ausreichend, um in langsamer Fahrt die Be-

gegnung LKW -PKW  zu ermöglichen. Die Straße ist gut einsehbar und ermöglicht im Begegnungs-
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verkehr LKW -LKW  einem Fahrzeug das W arten. Die festgesetzte Gehwegbreite ermöglicht ggf.

auch die gleichzeitige Ausweisung zur Fahrrad-Nutzung.

Die Planstraße “B” wurde mit ausgewiesener Breite von 10 m zwischen den Baulinien relativ groß-

zügig bemessen. In ihr können auch Elemente zum Ruhen und zur Begrünung untergebracht wer-

den. Die Gestaltung der Straße muß gelegentlichen Anlieferverkehr, die Durchfahrt von Müllfahr-

zeugen und die Erfordernisse der Feuerwehr berücksichtigen. Die Ausweisung von ruhendem Ver-

kehr ist unzulässig.

Die “Piazza” wird als verkehrsberuhigter Vorplatz angelegt. Sie dient hauptsächlich dem Fußgän-

gerverkehr, aber auch gelegentlich im Schrittempo als Zufahrt für PKW s und Anlieferverkehr. In der

Platzfläche können auch Elemente zum Ruhen und zur Begrünung untergebracht werden. Die Aus-

weisung von Flächen für den ruhenden Verkehr ist hier unzulässig.

8.4 Verkehrsprognosen

Prognosen über den möglicherweise erwachsenden Verkehr können nur oberflächig und nur annä-

hernd richtig sein. Die Daten sind von den tatsächlich umgesetzten Nutzungen abhängig. Aus dem

planerischen W illen und den durch Satzung vorgegebenen Möglichkeiten wird folgende Verkehrs-

mengenentwicklung erwartet:

Bereich überbaubare Fläche m²Vollgeschossenutzbare FlächeAnteil der Wohnungenmittlere Wohnungsgröße m²Zahl der Wohneinheitenmittlere Gewerbegröße m²Zahl d. GewerbeeinheitenPKW WohnungenPKW GewerbePKW BesucherAnzahl PKW

1 MI 1 3.135 3 70% 80% 110 48 120 5 48 13 6 66

2 MI 2 941 3 70% 80% 85 19 120 2 19 4 2 25

3 MI 3 süd 2.492 2 50% 50% 120 10 300 4 10 25 4 39

4 MI 4a süd 830 3 70% 80% 85 16 80 2 16 3 2 22

5 MI 4b süd 621 3 70% 80% 85 12 80 2 12 2 1 16

6 MI 5 süd 919 2 70% 60% 120 6 200 2 6 7 1 15

7 B Ärztez. * * * * * * * 9 * 18 14 32

8 Summe, Bereich Österstraße 112 72 30 214

9 MI 3 west 623 2 50% 50% 120 3 300 1 3 6 1 10

10 Summe, Bereich neue B 431 10

11 MI 3 nord 3.115 2 50% 50% 120 13 300 5 13 31 4 49

12 MI 4a nord 830 3 70% 80% 85 16 80 2 16 3 2 22

13 MI 4b nord 621 3 70% 80% 85 12 80 2 12 2 1 16

14 MI 5 nord 1.708 2 70% 60% 120 12 200 3 12 14 3 28

15 GE 6 8.515 3 70% 2% 130 3 400 21 3 139 43 184

16 GE 7a 2.458 3 80% 0% 0 0 800 3 0 27 5 33
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17 GE 7b 1.585 1 80% 0% 0 0 300 5 0 26 5 32

18 GE 7c 817 5 80% 10% 130 3 240 3 3 16 4 23

19 Summe, Bereich Erschließungsstraße 59 260 67 386

* In Zeile 7 wurden für das Ärztezentrum keine Prognosen, sondern der tatsächliche Fahrzeugbestand angesetzt.

Im Mischgebiet Baublock 1 werden Einrichtungen für betreutes W ohnen angestrebt. Sollte dies ge-

lingen, wird sich dadurch der prognostizierte PKW -Bestand reduzieren. Diese Bewohner würden

vermutlich wenig am Berufs-Pendler-Verkehr teilnehmen.

Die Verkehrszahlen-Prognose für den Bereich Österstr. kann durch die äußerst verkehrsgünstige

Lage zum Zentrum, zum Bahnhof und zu erwarteten neuen Arbeitsplätzen innerhalb des Verfah-

rensgebietes reduziert werden. Enthalten ist der grob geschätzte PKW -Bestand am Ärztezentrum.

Für den Quellverkehr am Knotenpunkt Österstraße / neue B 431 wird mit den Zahlen der den

W ohnungen zuzuordnenden PKW s daher folgende Prognose für die morgendliche Spitzenstunde

(MGS (gem. Anhang 2 der EAE 85/95)) angenähert [PKW -Bestand = 112 x 0,175=MGS]: 20 PKW .

Der Zielverkehr am Knotenpunkt Österstraße / neue B 431 wird entscheidend durch das Ärztezen-

trum und einer möglichen Einrichtung für das betreute W ohnen beeinflußt. Für die Schätzung zur

MGS m it gleicher Formel w.o., jedoch mit Faktor 0,35 und den dem Gewerbe zuzuordnenden

PKW s: [PKW -Bestand = 72 x 0,35 =] 25 PKW .

Die Verkehrszahlen-Prognose für den Bereich der Industriestraße wird hingegen höher ausfallen,

weil im Baublock 7a die Errichtung von einer oder mehreren Park-Ebenen für lokalen Zielverkehr,

Bahnpendler und Innenstadtbesucher angestrebt wird. Auf nur einer Ebene ist die Ausweisung von

ca. 80 PKW -Stellplätzen möglich. Unter Berücksichtigung erforderlicher Rampen können je weiterer

Ebene ca. 60 Stellplätze hinzu addiert werden. Die zeitliche Verteilung des Verkehrs ist erheblich

von der Art der zukünftigen Nutzung abhängig und kann daher noch nicht annähernd sicher pro-

gnostiziert werden.

8.5 Ruhender Verkehr

Zur Unterstützung der angestrebten Verkehrsberuhigung in der Planstraße “B” wurde dort die Aus-

weisung von Stellplatz-Flächen ausgeschlossen (Teil “B”, Punkt 11.2). W äre dort das Parken mög-

lich, müßte eine ständige Belegung dieser Flächen durch Anwohner befürchtet werden. Allen zu-

künftigen Anwohnern hier Stellplätze anzubieten, ist nicht möglich. Die Baublöcke 4a und 4b erhiel-

ten daher im rückwärtigen Grundstücksbereich “Geh- und Fahrrechte” und haben somit den Stell-

platzbedarf auf den Grundstücken unterzubringen. Zusätzliche Stellplätze für Besucherverkehr sind

in den Baublöcken 7a bis 7c vorzufinden.

Als zentrales Stellflächen-Angebot für das gesamte Gewerbegebiet und als Ergänzung für die Bau-

blöcke 4a und 4b ist in Baublock 7a vorgesehen. Mindestens eine Ebene ist öffentlich zugänglich

als Fläche für den ruhenden Verkehr vorzusehen. Ohne Berücksichtigung von Untergeschossen

können bis zu ca. 240 Stellflächen untergebracht werden. Der zukünftige Bedarf ist noch nicht hin-

reichend bekannt, aber das Angebot könnte hier in Bahnhofsnähe auch dem überörtlichen Pendler-

verkehr und als Ergänzung des zentrumnahen Parkangebotes dienen.

Bei der Errichtung von Vorhaben in den Baublöcken 1 bis 3 und 5 sind die erforderlichen Stellplätze
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auf den jeweiligen Grundstücken nachzuweisen.

Öffentlich zugängliche Parkplätze für Besucherverkehr wurden überschlägig nach der Stellplatz-

verordnung ermittelt. Der voraussichtliche Bedarf im Bereich Österstraße ist gering und kann im

dort verbleibenden Straßenraum ohne Schwierigkeiten untergebracht werden.

Im Bereich der Gewerbeflächen wird mehr Besucherverkehr erwartet, der jedoch wegen der ver-

kehrsgünstigen Lage zum Stadtzentrum, zum Bahnhof und den umgebenden W ohnflächen gerin-

ger als in seinem ermittelten W ert ausfallen wird. Hierzu beitragen wird auch die betont fußgänger-

freundliche Erschließung und die Begrenzung der Verkaufsflächengrößen, die einen “Cash-and-

Carry-Betrieb” vermeiden helfen soll. Von den anzulegenden Stellplatzflächen soll daher minde-

stens die Hälfte des Bedarfs (somit 34), ermittelt als Besucherverkehr in der Tabelle zur Verkehrs-

mengenprognose, als Parkraum angelegt werden. Die Stellflächen sind festgesetzt innerhalb des

Baublocks 7a.

Zur Sicherstellung dieser öffentlichen Parklätze soll mit dem jeweiligen Grundstückseigentümer der

südlichen Fläche im Baublock 7a eine vertragliche Bindung über die öffentliche Zugänglichkeit der

mindestens 34 ausgewiesenen Parkplätze getroffen werden.

Mit bedeutendem Schwerlastverkehr ist auch in der Gewerbefläche aufgrund der vorgegebenen

Nutzungseinschränkungen nicht zu rechnen. Für gegebenenfalls kurzfristiges Abstellen eines LKW -

Zuges bietet die Erschließungsstraße ausreichend Raum, so daß auf zusätzliche Stellflächen für

LKW  verzichtet werden soll.

9. Ver- und Entsorgung

Die Bauflächen des Plangebietes bestehen zu ca. 1/3 aus erschlossenem, überplanten Bestand. Somit ist

ca. 2/3 der Bauflächen an die nahe Erschließung neu anzubinden.

Bei der W ahl aller Leitungstrassen, dem Einbau und dem Schutz von Leitungen sind die Standorte zu

pflanzender Bäume ausreichend zu berücksichtigen. Maßgebliche Anweisungen hierfür enthalten bei-

spielsweise die DIN 1998 und DIN 18920. Bauvorhaben im Leitungsbereich bedürfen der vorherigen Zu-

stimmung des Leitungsträgers.

9.1 Elektrische Energie

Örtlich zuständiger Leitungsträger für elektrische Energie ist die E.ON Hanse AG (ehemals Schles-

wag AG). Es besteht ein örtliches Mittelspannung- und Ortsnetzkabel, an das angeschlossen wer-

den kann.

9.2 Gasversorgung

Örtlich zuständiger Leitungsträger für die Gasversorgung ist die E.ON Hanse AG (ehemals Schles-

wag AG). Es besteht ein örtliches Versorgungsnetz, an das angeschlossen werden kann.

9.3 Wasserversorgung

Die Stadt Meldorf ist Mitglied des W asserverbandes Süderdithmarschen. Im Stadtgebiet ist das

W assernetz ausgebaut, an das angeschlossen werden kann.

Ausreichende Löschwasserversorgung wird bei Bedarf durch entsprechenden Ausbau im vorhan-

denen Netz sichergestellt.

9.4 Fernmeldeeinrichtungen

Für die Grundversorgung mit Telekommunikationsleitungen besteht ein örtliches Netz der Deutsche

Telekom AG, das bedarfsgerecht zu erweitern ist. Die Deutsche Telekom AG beabsichtigt im ge-

samten Gebiet des B-Plans, im Bereich der Straßen und W ege, Telekommunikationskabel zum

Zeitpunkt der Erschließung auszulegen. In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und aus-

reichende Trassen für die Unterbringung der Telekommunikationsanlagen vorzusehen.
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9.5 Abwasserbeseitigung

Für die Abwasserbeseitigung besteht ein örtliches Kanal-Netz im Trennsystem des Eigenbetrieb

Abwasserbeseitigung der Stadt Meldorf, das bedarfsgerecht zu erweitern ist. 

9.3.1 Schmutzwasser

In der Österstraße befindet sich eine Schmutzwasser-Leitung (DN 200). Zusätzlich befindet

sich in der Erschließungsstraße zum Gewerbegebiet eine Schmutzwasser-Leitung (DN 250).

Die Schmutzwasser-Leitung aus der Österstraße wird mit einer Sohltiefe von >1,50 m in

nördlicher Richtung durch das Grundstück 558/7 (Flur 5) geführt und ist deshalb mit einem

Leitungsrecht belegt. Das Leitungsrecht ist aufhebbar, wenn dafür Ersatz vereinbart werden

kann.

9.3.2 Niederschlagswasser

In der Österstraße befindet sich eine Regenwasser-Leitung (DN 300).

Die Planungen des Straßenbaus “Sprung über die Bahn” sieht zur Niederschlagsentsorgung

einen Durchlaß (DN 400) durch den Straßendamm in nordöstlicher Richtung vor. Dort sind

Gefahrstoff-Abscheider und Versickerungsanlagen vorgesehen, die nur für den straßenbauli-

chen Bedarf dimensioniert sind.

Im äußersten W esten des Gewerbegebiets befindet sich ein Graben, der Anschluß an die

Verbandsgewässer Richtung Südermiele hat, für den der Deich- und Haupt-Sielverband Dith-

marschen Zuständigkeit trägt. Grundsätzlich besteht Möglichkeit, hier gering verschmutztes

Niederschlagswasser einzuleiten, wenn die Voraussetzungen nach Landeswassergesetz ge-

geben sind. Vor Durchführung der Erschließung wird ein Entwässerungsantrag gestellt, der

die schadlose Abführung des Niederschlagswassers nachweist.

Zur Minimierung der abzuführenden Niederschlagsmengen wird grundsätzlich empfohlen,

Dächer mit flächen Neigungen und mit Kies- oder Vegetationsschicht-Eindeckungen zu bau-

en und die Grundstücke möglichst gering zu versiegeln oder mit durchlässigem Material zu

befestigen.

Voraussichtlich zur Ableitung anfallende Niederschlagsmengen wird ermittelt wie folgt:

Regenspende (r) = 1. 100 l (/s*ha), 

2. 300 l (/s*ha); 

Abflußbeiwert (R) = 0,8; 

zRegenmenge (Q ) = 10 Min.

Bereich Fläche zulässi-

ge Über-

bauung

max.

Über-

schreitung

red r r zA  m² 1.Q 2.Q  1. Q

m³
z Q E

m³

1 MI 1 4.478 70% 80% 3.582 28,7 86,0 1,72 1,72

3 MI 2 1.881 50% 75% 1.411 11,3 33,9 0,68 2,40

4 MI 3 süd 6.229 50% 75% 4.672 37,4 112,1 2,24 4,64

5 MI 4a süd 1.037 80% 80% 830 6,6 19,9 0,40 5,04

6 Str. “B” süd 352 80% 80% 281 2,3 6,7 0,14 5,17

7 MI 4b süd 776 80% 80% 621 5,0 14,9 0,30 5,47

8 MI 5 süd 2.627 50% 75% 1.970 15,8 47,3 0,95 6,42

9 MI 3 nord 6.229 50% 75% 4.672 37,4 112,1 2,24 8,66

10 MI 4a nord 1.037 80% 80% 830 6,6 19,9 0,40 9,06

11 Str. “B” nord 352 80% 80% 281 2,3 6,7 0,14 9,19

12 MI 4b nord 776 80% 80% 621 5,0 14,9 0,30 9,49

13 MI 5 nord 2.627 50% 75% 1.970 15,8 47,3 0,95 10,44
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14 Str. “A” 1.034 100% 100% 1.034 8,3 24,8 0,50 10,93

15 Kehre 608 80% 80% 486 3,9 11,7 0,23 11,17

16 Piazza 1.927 60% 60% 1.156 9,3 27,7 0,56 11,72

17 GE 6 10.644 80% 80% 8.515 68,1 204,4 4,09 15,81

18 GE 7a 3.072 80% 80% 2.458 19,7 59,0 1,18 16,99

19 GE 7b 1.981 80% 80% 1.585 12,7 38,0 0,76 17,75

20 GE 7c 1.021 80% 80% 817 6,5 19,6 0,39 18,14

21 ./. Bau-Bestand 19.540 100% 0% 19.540 -156,3 -469,0 -9,38 8,76

22 ./. Teilversiegel 6.990 100% 80% 5.592 -44,7 -134,2 -2,68 6,08

23 zusätzlich abzuführende Niederschlagsmenge 6,08

9.6 Abfallbeseitigung und Wertstoffsammlung

Für die ordentliche und regelmäßige Abfallentsorgung ist die Abfallwirtschaftsgesellschaft Dithmar-

schen mbH mit Sitz in Heide zuständig.

Für die Befahrbarkeit mit einem 3-achsigen Müllfahrzeugs wurde für alle Bereiche gesorgt. In der

Österstraße geschah dies durch Vorgaben der bundeshoheitlichen Straßenplanung. Alle Anlieger

(einschl. Baublock 1) bringen am Abfuhrtag ihre Entsorgungsbehälter an den Straßenrand.

Planstraße “A” erhielt an ihrem Ende eine W endemöglichkeit (r=10+1), die Piazza bzw. die angren-

zenden Gewerbeflächen sind befahrbar, die Planstraße 2 ist durchfahrbar.

10. Maßnahmen der Landschaftspflege und Regelungen der Eingriffe in Natur und
Landschaft

Für die Abwägung der Belange von Boden, Natur und Landschaft wurde ein in der Anlage 1 befindlicher

Grünordnungsplan (GOP) erarbeitet. In ihm sind als Fachbetrag alle Anforderungen dargestellt, mit denen

die zu übernehmenden Festsetzungen ihre Rechtgrundlage finden.

Mit der Rechtwirksamkeit dieses Bebauungsplanes werden auch Eingriffe in den Boden, Natur und Land-

schaft zulässig. Der mit der Satzung festgesetzte Ausgleich wird somit gleichsam rechtskräftig und dau-

erhaft bindend. W eil die Bepflanzungen Satzungscharakter haben, sind sie auch nach ihrer eventuellen

Abgängigkeit zu ersetzen.

10.1 Bäume

Mit der Ausweisung von Bau- und Verkehrsflächen wird in der Umsetzung die Beseitigung von Bäu-

men erforderlich. Der Grünordnungsplan hat den dafür erforderlichen Bedarf an Ersatzpflanzungen

festgestellt und geeignete Pflanzstandorte benannt. Alle im GOP genannten Pflanzstandorte und

Pflanzmengen wurden im B-Plan übernommen. Die Standorte sind als “zu pflanzende Bäume” ge-

kennzeichnet. Zu pflanzen sind Bäume in einer Auswahl, Qualität und Größe, wie in Kapitel 6.4 und

6.5 im Grünordnungsplan dargestellt.

Die innerhalb der bundeshoheitlichen Verkehrsflächen dargestellten Bäume, sind Bäume, die durch

das Straßenbauamt Itzehoe geplant wurden. Sie sind hier nur nachrichtlich dargestellt. Geringfügi-

ge Veränderungen in den Baumstandorten sind mit dem Straßenbauamt im Gespräch am 16.09.03

so vereinbart.
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10.2 Fassadenbegrünungen

Die westlichen Fassaden im Baublock 7a sind m it Schling- und Kletterpflanzen in einer Menge, Ar-

tenzusammenstellung (zur Auswahl) und Größe zu pflanzen, wie im GOP Kapitel 6.4 und 6.5 dar-

gestellt.

10.3 Ausgleichsflächen

Die mit “A3" bezeichneten Flächen am nordöstlichen, nördlichen und nordwestlichen Rand des

Baublock 6 in einer Größe von ca. 530 m² werden als zukünftige Sukzessionsfläche festgelegt, in

der zukünftig gärtnerische Pflege nicht mehr zulässig sein wird. Sie dient einer geringfügigen Er-

weiterung des bestehenden “Ringelnatter-Schutzstreifens”, der mit der Planfeststellung zum Stra-

ßenbau festgesetzt wurde.

Die mit dem Grünordnungsplan ermittelten Eingriffe werden hauptsächlich auf der mit “A4A" be-

zeichneten Fläche kompensiert. Dort wird zum Ausgleich und Ersatz auf dem Grundstück 173/36

der Flur 4 eine mindestens 8.980 m² große Biotopfläche angelegt. Unabhängig von diesen quantita-

tiven Anforderungen zum Ausgleich beabsichtigt die Stadt Meldorf die Fläche 173/36 in gesamter

Ausdehnung als Biotop zu entwickeln und hat die Fläche entsprechend im Plan dargestellt. Die Bio-

topentwicklung soll mit gesonderter Fachplanung entsprechend den Vorgaben des GOP angelegt

werden.

10.4 Ringelnattervorkommen

Im nördlichen Baugebiet auf dem Flurstück 35/1 und 35/2 der Flur 4 befindet sich ein Röhricht-Bio-

top, in dem das Vorkommen von Ringelnattern nachgewiesen ist. Durch die in diesem Raum ge-

planten Vorhaben, geht das Biotop verloren.

Im zeitlichen Vorlauf zu diesem Bebauungsplan wurde für das Straßenbauvorhaben der Innerorts-

umgehung ein Planfeststellungsverfahren durchgeführt und durch Feststellung rechtskräftig. Be-

standteil dieser Planfeststellung war ein Landschaftspflegerischer Begleitplan, der die Eingriffspro-

blematik zu diesem Ringelnatter-Vorkommen eingehend behandelt und Maßnahmen zur Eingriffs-

minderung sowie zum Ausgleich festgelegt hat. Der LBP hat dabei auch die Isolierung und damit

die Beeinträchtigung des Ringelnatter-Lebensraums berücksichtigt, dafür Ersatzlebensraum vor-

gegeben und Aktionen zum Übersiedeln der Tiere empfohlen.

Der Bebauungsplan greift so nur noch bedingt in diesen Lebensraum ein, weil er zumindest pla-

nungsrechtlich nur noch als Fragment vorhanden ist und nach Beginn der Straßenbaumaßnahme

auch nicht mehr mit der Anwesenheit von Ringelnattern zu rechnen ist.

Lediglich wenn zeitliche Verschiebungen dazu führen sollten, dass mit Baumaßnahmen innerhalb

der Gewerbefläche früher begonnen wird als mit dem Straßenbau, müssen die vorsorgenden Maß-

nahmen zum Übersiedeln der Ringelnattern in Abstimmung mit dem Straßenbau bereits hier vor-

genommen werden.

Der Grünordnungsplan berücksichtigt die Vorbelastungen und die vorweg beschlossenen Maßnah-

men zum Schutz der natürlichen Umwelt. Die vom GOP vorgegebenen Ausgleichsanforderungen

werden mit dem Bebauungsplan vollständig umgesetzt.

10.5 Maßnahmen des Straßenbaus

Begleitend zur Straßenbauplanung “Sprung über die Bahn” wurde ein Landschaftspflegerischer Be-

gleitplan aufgestellt, der alle Eingriffe und Beeinträchtigungen in Natur und Landschaft durch dieses

Vorhaben ermittelt und deren Kompensation vorgegeben hat. Der LBP wurde Bestandteil der Plan-

feststellungsunterlagen.

Am Nordrand der Baufläche 3 hat der LBP die Anlage eines Knicks ausgewiesen und ist somit

planfestgestellt. An dieser Stelle ist ein Knick städtebaulich und landschaftsplanerisch unan-

gebracht, er war daher an anderer Stelle nachzuweisen. In Abstimmung mit der unteren Natur-

schutzbehörde wird der Knick zur Kompensation als 4 m breiter Pflanzstreifen parallel zum landwirt-
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schaftlichen W irtschaftsweg in der Ausgleichsfläche “A4A” gemäß den Angaben des Grün-

ordnungsplans anzulegen sein.

10.6 Sonstige Festsetzungen

Insbesondere in den Baublöcken 1 und 2 und als allgemeine Aussage in allen anderen Baublöcken

wurden Festsetzungen hinsichtlich der Niederschlagsverwendung und -versickerung getroffen. Sie

dienen einer Verringerung des abzuführenden Oberflächenwassers und einer naturgemäßen Rüc-

kführung gering belasteten Niederschlagswassers in den Grundwasserkreislauf. Dies ist in den

Baublöcken 1 und 2 von besonderer Bedeutung, weil der dort angrenzende Baumbestand des

Tiessen-Parks durch Niederschlagsentzug zusätzlich beeinträchtigt werden könnte. Die Formulie-

rung “möglichst” wurde gewählt, weil die Durchlässigkeit des Untergrundes noch nicht vorher be-

stimmt werden kann. Es wäre somit im Bauantragverfahren nachzuweisen, sollte eine vollständige

oder teilweise Versickerung nicht möglich sein.

10.5 Nachrichtliche Darstellung: Wald

Der Tiessen-Park war schon im Flächennutzungsplan aufgrund der Intervention der unteren Forst-

behörde auch als W ald darzustellen, obwohl es sich bisher nur um eine private Grünfläche handel-

te. Der Bebauungsplan setzt deshalb als Grundnutzung "private Grünfläche - Park - fest und für die

Festsetzung "W ald" gemäß § 2 LandesW aldGesetz erfolgt im Bebauungsplan die nachrichtliche

Übernahme gemäß §  9 Abs.6 BauGB.

Vor dem W ald ist gemäß § 32 Abs. 5 LandesW aldGesetz mit Regelabstand von 30 m ein W ald-

schutzstreifen von der Bebauung frei zu halten. Die zuständige Baubehörde kann jedoch während

des Verfahrens der Bauleitplanung begründete Unterschreitungen zulassen.

Der W aldschutzstreifen stand zunächst einer Ausweisung des Tiessen-Parks als “W ald” entgegen,

denn rundherum um den W ald befinden sich bebaute Grundstücke mit teilweise weiteren Baurech-

ten innerhalb des Schutzstreifens. Die Forstbehörde bestand selbst nicht auf den W aldschutzstrei-

fen, sondern hat die Entscheidung hierüber der zuständigen Baubehörde überlassen. 

Der W aldschutzstreifen dient einerseits dem Brandschutz für den W ald selbst, aber auch für an-

grenzende Bebauungen und anderseits dem Schutz vor herabfallenden Zweigen und umfallenden

Bäumen. Eine ordentliche W aldpflege voraussetzend, ist die Baumwurfgefahr sehr gering bzw. än-

dert sich nicht durch die Deklaration Grünfläche -> W ald. W eil es sich um Mischwald mit überwie-

gendem Laubbaumanteil und mit guter Untergrünung handelt, ist eine ausgehende oder eingehen-

de Brandgefahr  auch nur als sehr gering einzuschätzen. Es wurde daher auf die Ausweisung eines

W aldschutzstreifens verzichtet.

11. Altlasten-Verdachtsfläche

Im Bereich Baublock 7b, 7c ist in der Planzeichnung 1 eine Fläche umgrenzt, deren Boden mit umweltge-

fährdenden Stoffen belastet sein kann. In diesem Bereich besteht bisher eine Mineralöl-Umfüllstation und

die Lagerung von Kraftstoffen in Tanks.

Die betreffende Fläche ist mit einer befahrbaren Decke nach unten gedichtet. Es wurden auch bereits Sa-

nierungen begonnen, die spätestens zum Baubeginn durch den Verursacher abgeschlossen sein sollen.

Die Fläche ist im Altlastenkataster des Umweltamtes im Kreis Dithmarschen registriert.

12. Immissionsschutzrechtliche Festsetzungen

In allen Bauflächen des Verfahrensgebietes muß mit Lärm-Immissionen aus Bahnbetrieb und Straßen-

verkehr gerechnet werden. Sie sind wegen der Innenstadtlage unvermeidbar. Die zu erwartenden Schal-

limmissionen wurden mit einer Lärmuntersuchung ermittelt, die dem Bebauungsplan als Anlage 2 beige-

fügt ist.

Die Lärmbelastung von der DB-Strecke Elmshorn-W esterland und der geplanten Ortsdurchfahrt (verlegte

B 431) führen in den als Gewerbegebiet und Mischgebiet ausgewiesenen Baugrenzen, am Tage und in
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der Nacht überwiegend zur Überschreitungen der schalltechnischen Orientierungswerte von 65 / 55 dB(A)

bzw. 60 / 50 dB(A) tags / nachts.

In den als Mischgebiet ausgewiesen Baugrenzen wird neben dem Orientierungswert auch der Im-

missionsgrenzwert der 16. BImSchV von 64 / 54 dB(A) tags / nachts überschritten. Aktive Lärmschutz-

maßnahmen wurden aus Belegenheits- und städtebaulichen Gründen zum Schutz der MI-Baugrenzen

nicht empfohlen. Für ausnahmsweise zulässige W ohnnutzung in den Gewerbegebieten scheiden aktive

Schallschutzmaß-nahmen aus Gründen der Verhältnismäßigkeit zum angestrebten Schutzzweck aus.

Zur Gewährleistung der Anforderungen an gesunde W ohn- und Arbeitsverhältnisse sind Außenwohnbe-

reiche (Terrassen, Balkone, Loggien), im Bereich der, den Lärmquellen DB-Strecke und geplante Orts-

durchfahrt zugewandten Fronten bzw. Seitenfronten, von neuer Bebauung in der 1. Baureihe: 

! im Bereich “L1" östlich der DB-Strecke Elmshorn-W esterland: 

bis zu einem Abstand von 25 m (betrifft nur MI-Baugrenzen) und, 

! im Bereich “L1" südwestlich der geplanten Ortsdurchfahrt (verlegte B 431): 

bis zu einem Abstand von 34 m (betrifft nur MI-Baugrenzen) nicht zulässig, da der als Obergrenze

für eine Überschreitung heranziehbare Immissionsgrenzwert für Mischgebiete überschritten wird.

Zum Schutz der neuen

Bebauung innerhalb der

Baugrenzen werden pas-

sive Schallschutzm aß-

nahmen bzw. werden

dort, wo Schlafen bei teil-

weise in Kippstellung ge-

öffneten Fenstern auf

Grund der erm ittelten

Lärmbelastung nicht mög-

lich ist, schallgedämmte

Lüftungen zur Gewähr-

leistung des notwendigen

Luftaustausches in der

Nacht festgesetzt. 

Die betreffenden Lärmpegelbereiche sind in der Planzeichnung als “L3" (Lärmpegelbereich III), “L4" (LPB

IV) und “L5" (LPB V) dargestellt.

Folgende Schalldämmmaße sind den jeweiligen Schallpegelbereichen zuzuordnen:

Für Gebäude in der 2. Baureihe fallen die Lärmpegelbereiche durch Abschirmung von Gebäuden in der 1.

Baureihe vermutlich deutlich geringer aus. Die verbleibende Lärmbelastung kann nicht vorausgesagt wer-

den, weswegen die verbleibenden Anforderungen für den Schallschutz durch Einzelnachweis festzustellen

sein wird.

13. Brandschutz

Laut Vorgabe des vorbeugenden Brandschutzes im Kreis Dithmarschen sind für die Mischgebiete und das

Gewerbegebiet ein Löschwasservolumenstrom von mindestens 1.600 l x min  für einen Zeitraum von-1
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mindestens 2 Stunden nachzuweisen. Dieser Nachweis wird durch das Bauamt Meldorf geführt. Im Bau-

Antragsverfahren werden von dort auch die individuellen Anforderungen für die Löschwasser-Entnahme-

stellen genannt.

Im Baugebiet sind Feuerwehrzufahrten gemäß DIN 14090 nachzuweisen.

Die “Freihaltezone” an der kleinen Kehre (Planstraße “A”) ist als 1 m breiter Überhang von Einbauten, Be-

pflanzungen und Beschilderungen für die Umfahrt der Feuerwehr frei zu halten. In die Einmündungen der

Planstraßen “A” und “B” sind Kurvenmindestradien von 10,50 m bei einer Fahrbahnbreite von 5,00 m ein-

zuhalten. Bei der Verwendung von Sperrpfosten sind die im Stadtgebiet üblichen “Dreikant-Schließungen”

für Feuerwehr und Rettungsdienst vorzusehen.

Im  Bereich der Kehren (Planstraße “A” und “Österstraße”) soll Halteverbot mit Hinweis auf “Fläche für die

Feuerwehr” eingerichtet werden.

14. Denkmalschutz

Nach Aussage des Archäologischen Landesamtes sind in dem betroffenen Gebiet zur Zeit keine archäo-

logischen Denkmäler bekannt. Auswirkungen auf Kulturgut sind nicht zu erkennen.

Bei Grabungen sind archäologische Funde möglich. W enn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige

Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist die Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen und

die Fundstelle bis zum Eintreffen der Fachbehörde zu sichern. Verantwortlich hierfür sind gem. § 15

DSchG der Grundstückseigentümer und der Leiter der Arbeiten.

Die untere Denkmalschutzbehörde des Kreis Dithmarschen hat das W ohngebäude Österstraße 4 als Ge-

bäude mit erhaltenswerter Bausubstanz eingeschätzt.

15. Maßnahmen zur Ordnung des Grund und Bodens

Für weite Bereiche der Mischgebietsflächen sind keine Regelungen zu fassen, weil es sich um bebaute

Bestandsflächen handelt. Für Bereiche in den Baublöcken, in denen Grundstücks-Neuordnungen getrof-

fen werden müssen, erfolgen die über kaufvertragliche Vereinbarungen.

Bei zukünftigen Teilungen von Grundstücken, die in der Planzeichnung als Einzelgrundstücke an der ge-

planten öffentlichen Erschließung angebunden sind, ist nach der Teilung auf eine Belegenheit und Er-

schließung am öffentlichen Grund zu achten.

16. Flächenbilanz

Gebiet Flächen- Bezeichnung GRZ Bau-

fläche
Bau-

block

m²

Bau-

Grund-

fläche

Teil-Sum-

me

Bereichs-

und End-

summe

MI 1 0,7 3.434 4.478 3.135

MI 1, nur Sockel 255 0

MI 2 0,5 830 1.881 830

MI 3 0,5 11.257 12.458 6.229

MI 4a 0,8 1.916 2.074 1.659

MI 4b 0,8 1.430 1.552 1.242

MI 5 0,5 4.395 5.254 2.627

Mischgebiete 23.517 27.697 15.721 27.697

GE 6 0,8 8.213 10.644 8.213

GE 7a 0,8 1.955 3.072 1.955

GE 7b 0,8 1.148 1.981 1.148

GE 7c 0,8 255 1.021 255
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Bau-
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Bau-

Grund-
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und End-
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Gewerbegebiete 16.718 11.571 16.718

Bauflächen 44.415 27.292 44.415

Planstraße “A” 1.034

Kehre (an Industriestr) 608

Planstraße “B” 703

Piazza 1.927

Verkehrsfl. int. 4.272

Neubau B 431 9.930

Österstraße 2.123

Verkehrsfl. ext. 12.053

Verkehrsflächen 16.325

Grünflächen “A3" 528

Gf an Kehre Str “A” 70

Grünfl. Bb 1, östl. 730

Grünfl. Bb 1, südl. 1.489

Grünflächen 2.817

Tiessen-P., Best. 15.452

W aldflächen 15.452

Grünflächen insg. 18.269

Fläche Planzeichng. 1 79.009

Fläche Planzeichng. 2 9.221

Verfahrensgebiet 88.230

davon:

Bestand nördl. Österstraße 18.100

südl. Österstraße 1.300

bisheriger Innenbereich 19.400

17. Kosten der Erschließung

Bei den Kosten für die Erschließung sind die äußere (Maßnahmen des Straßenbauamt Itzehoe, ggf. Ka-

pazitätserhöhungen in Leitungszuführungen) und innere Erschließung zu berücksichtigen.

Für die Maßnahmen durch das Straßenbauamt Itzehoe wurden bereits Vereinbarungen getroffen oder

vorbereitet.

Für die Innere Erschließung ist ungefähr mit folgenden Kosten zu rechnen:

Versorgungsnetz 340 m 0 i 0 i Versorgungsträger

Entsorgungsnetz 340 m 110 i 37.400 i

Straße “A” 1.034 m² 80 i 82.720 i

Straße “B” 703 m² 70 i 49.210 i

Piazza 1.927 m² 70 i 134.890 i

Kehre 608 m² 85 i 51.680 i

Kosten zur Rundung 1 i 200 i

Maßnahmen aus GOP 19.800 Ü 1 i 19.800 i

Kosten der inneren Erschließung ca. i 375.900 i
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Alle Erschließungskosten werden in gesondertem Vorhaben- und Erschließungsvertrag zwischen Stadt

und Erschließungsträger geregelt.

Meldorf, den

    Thomas Rieger

- Der Bürgermeister -
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